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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 14 AS 10/08 BH 
 
L 7 AS 3/08 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 4 AS 188/07 (SG Gelsenkirchen) 
 
 
 
 
……………………………………., 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
ARGE Herne, 
Landgrafenstraße 29, 44652 Herne, 
 

Beklagte und Antragsgegnerin. 
 
 
 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. Juli 2008 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g   sowie die Richterinnen   K n i c k r e h m 

und   Dr.  D ü r i n g 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 10. April 2008 vor dem 

Bundessozialgericht Prozesskostenhilfe zu gewähren und Rechtsanwalt H                          

beizuordnen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Urteil vom 10. April 2008 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) das 

Begehren des Klägers auf Feststellung der Rechtswidrigkeit mehrerer Bescheide der Beklagten 

und Aufhebung dieser als unbegründet abgelehnt. Zur Begründung hat es ausgeführt, die be-

antragte Feststellung sei unzulässig, weil der Kläger seine Rechte durch Gestaltungs- oder 

Leistungsklage habe verfolgen können. Zudem stünde dem Antrag Rechtshängigkeit in 

weiteren Verfahren entgegen. Die Voraussetzungen für eine Fortsetzungsfeststellungsklage 

seien ebenfalls nicht gegeben. Das LSG hat die Revision nicht zugelassen. 

 

Mit seinem Antrag zum Bundessozialgericht (BSG) begehrt der Kläger nunmehr die Bewilligung 

von Prozesskostenhilfe und Beiordnung von Rechtsanwalt H                    für die Durchführung 

des Verfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG.  

 

Dem Prozesskostenhilfeantrag kann nicht stattgegeben werden. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung (ZPO) kann einem Be-

teiligten für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn 

die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet; das ist hier nicht der 

Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 

SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers erfolgreich zu be-

gründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungs-

grund ist weder nach dem Vorbringen des Klägers, noch nach summarischer Prüfung des 

Streitstoffs auf Grund des Inhalts der beigezogenen Verfahrensakte ersichtlich.  

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht gegeben. Sie 

ist nur dann anzunehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die - über den Einzelfall 

hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Das ist hier nicht erkennbar.  

 

Erfolgsaussicht hat die Beschwerde auch nicht wegen möglicher Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG). Höchstrichterliche Entscheidungen, von denen das LSG abgewichen sein könnte, sind 

nicht ersichtlich. 
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Schließlich lässt sich auch nicht feststellen, dass die Revision wegen eines Verfahrensmangels 

zugelassen werden könnte (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die 

Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf 

die Verletzung der § 109 SGG (Anhörung eines bestimmten Arztes) und § 128 Abs 1 Satz 1 

SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung 

des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Auch das Vorliegen 

dieser Voraussetzungen ist hier nicht ersichtlich. 

 

Da dem Kläger Prozesskostenhilfe nicht zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechts-

anwalts gemäß § 73a SGG, § 121 ZPO nicht in Betracht. 
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